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STADT BERLIN

Vorerst kein Rückbau von Pop-up-Radwegen
|  Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin-Brandenburg hat entschieden: Die temporären 
Radfahrstreifen (sog. Pop-up-Radwege) im Berliner Stadtgebiet müssen vorerst nicht zurück-
gebaut werden. Damit hat es auf die Beschwerde des Landes Berlin den Beschluss des  
Verwaltungsgerichts (VG) Berlin vom 4.9.2020 aufgehoben, dessen Vollziehung bereits im  
Oktober 2020 vorläufig ausgesetzt worden war.  |

Voraussetzungen für die Anordnung von Radwegen
Das VG hatte dem Antrag eines Verkehrsteilnehmers auf Beseitigung der Radfahrstreifen statt-
gegeben, weil die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz die Voraussetzungen 
für die Einrichtung der Verkehrsanlagen nicht hinreichend dargelegt hatte. Radwege dürften 
nur dort angeordnet werden, wo Verkehrssicherheit, Verkehrsbelastung und/oder der  
Verkehrsablauf ganz konkret auf eine Gefahrenlage hinwiesen und die Anordnung damit  
zwingend erforderlich sei. Im Beschwerdeverfahren hat die zuständige Senatsverwaltung erst-
mals die erforderliche Gefahrenprognose durch Verkehrszählungen, Unfallstatistiken u.ä.  
belegt sowie die straßenverkehrsbehördlichen Anordnungen durch verkehrsbezogene  
Ermessenserwägungen ergänzt. 

Sicherheitsgründe: Trennung von Rad- und Kraftfahrzeugverkehr
Zur Begründung seiner Entscheidung hat das OVG u.a. ausgeführt: Unter Berücksichtigung der 
nun vorgelegten Unterlagen sei der Beschluss des VG mit überwiegender Wahrscheinlichkeit 
im Ergebnis fehlerhaft. Der Antragsgegner habe jetzt zutreffend auf die Kriterien der  
Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 2010) der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen abgestellt, um die Gefahrenlagen anhand der jeweils ermittelten Verkehrs-
stärken im Verhältnis zu den gefahrenen Geschwindigkeiten beurteilen zu können. Danach  
seien die maßgeblichen Straßenzüge überwiegend den Belastungsbereichen III oder IV  
zuzuordnen, bei denen eine Trennung des Radverkehrs vom Kraftfahrzeugverkehr aus  
Sicherheitsgründen gefordert sei. Dieser öffentliche Belang überwiege die privaten Interessen 
des Antragstellers. 

Minimale Fahrzeitverlängerung eines Autofahrers
Als eigenen Belang habe er nur pauschal geltend gemacht, sich wegen Staus nicht wie gewohnt 
durch die Stadt bewegen zu können. Die von ihm zum Nachweis der behaupteten Fahrzeit
verlängerung im Beschwerdeverfahren nachgereichten Zahlen bezögen sich auf das gesamte 
Land Berlin und das Jahr 2019. Sie seien daher bereits im Ansatz ungeeignet, Stauzeiten durch 
die erst im Frühjahr 2020 angelegten Radfahrstreifen auf den hier maßgeblichen Straßen
abschnitten zu belegen. Nach den vom Antragsgegner für die konkreten Straßenabschnitte  
eingereichten Unterlagen verlängerten sich die Fahrtzeiten nur minimal. Dies sei vom Antrag-
steller bis zur Entscheidung über seine Klage hinzunehmen.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

QUELLE  |  OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 6.1.2021, OVG 1 S 115/20; PM 1/21 vom 6.1.2021
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BUSSGELDVERFAHREN

Besser kein Handy zwischen Ohr und Schulter
|  Die Nutzung eines zwischen Ohr und Schulter eingeklemmten Mobiltelefons während der 
Fahrt kann ein Bußgeld nach sich ziehen. Dies hat jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Köln 
entschieden.  |

Auf einem im Rahmen einer Geschwindigkeitsmessung aufgenommenen Messfoto war zu  
erkennen, dass die Fahrzeugführerin ein Mobiltelefon zwischen der Schulter und dem Kopf  
eingeklemmt hatte. Sie hatte im gerichtlichen Verfahren auch eingeräumt, dass sie dieses zum 
Telefonieren genutzt habe. Sie habe aber das Telefon bereits vor Fahrtantritt in der abgebildeten 
Haltung gehabt und war der Auffassung, dass es sich hierbei nicht um ein „Halten“ im Sinne der 
Verordnung handele, da dieses ein Halten in der Hand voraussetzte. Gleichwohl war sie vom 
Amtsgericht (AG) zu einem Bußgeld verurteilt worden, wogegen sie sich mit der Rechts­
beschwerde zur Wehr setzen wollte.

Zur Begründung seiner Entscheidung hat das OLG ausgeführt: Sprachlich setze das „Halten“ 
eines Gegenstands nicht notwendig die Benutzung der Hände voraus. Das Bußgeld stehe auch 
mit dem Zweck der Verordnung in Einklang: In dem Einklemmen des Mobiltelefons liege ein 
erhebliches Gefährdungspotenzial, weil das Risiko bestehe, dass das Mobiltelefon sich aus  
seiner „Halterung“ lösen könne und den Fahrer dann zu unwillkürlichen Reaktionen verleite, 
um zu verhindern, dass es – etwa – im Fußraum des Fahrzeugs unauffindbar wird. Bereits um 
diesem Risiko entgegenzuwirken, werde der Fahrer einen ansonsten dem Verkehrsgeschehen 
zuzuwendenden Teil seiner Aufmerksamkeit seinem Mobiltelefon schenken. Dieser Umstand 
unterscheide eine solche Nutzung eines Mobiltelefons auch von der mittels einer Freisprech­
einrichtung, bei der sich der Fahrer um die Stabilität der Halterung regelmäßig keine Gedanken 
machen müsse.

QUELLE  |  OLG Köln, Beschluss vom 4.12.2020, III-1 RBs 347/20; PM vom 20.1.2021

SCHADENERSATZ

Mietwagenkosten auch ohne Ersatzbeschaffung
|  Auch wenn der Geschädigte nach dem Unfall mit Totalschaden keinen anderen Pkw kauft, 
muss der Versicherer die Mietwagenkosten erstatten, soweit er den Verzicht auf ein Ersatz­
fahrzeug sinnvoll erklären kann. Es kann nicht daraus geschlossen werden, dass ein  
Nutzungswille fehlt, entschied jetzt das Amtsgericht (AG) Bochum.  |

Der Unfall hatte dazu geführt, dass der (ältere) Geschädigte sich nach und nach im Straßen­
verkehr nicht mehr sicher fühlte. Daraufhin gab er das Autofahren auf. Bereits das Nutzen des 
Mietwagens zeige aber, so das AG, dass der Geschädigte ursprünglich einen Nutzungswillen 
hatte.

QUELLE  |  AG Bochum, Urteil vom 19.11.2020, 45 C 139/20, Abruf-Nr. 219355 unter www.iww.de
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HINTERBLIEBENENGELD

Auf konkrete gesundheitliche Auswirkungen kommt es nicht 
an
| Mit dem Berechnungsansatz von Hinterbliebenengeld nach einem Verkehrsunfalltod hat 
sich das Oberlandesgericht (OLG) Koblenz befasst. Es stellt klar: Hinterbliebenengeld ist kein 
Ausgleich für den Verlust eines Lebens, sondern eine Entschädigung für die Trauer und das 
seelische Leid, den dieser auslöst. |

Das war geschehen
Der Kläger hatte wegen des Unfalltods seines Sohnes den Unfallgegner sowie den Halter und 
die Haftpflichtversicherung des unfallbeteiligten Fahrzeugs auf Zahlung von Hinterbliebenen­
geld in Anspruch genommen. Dabei hatte er ein hälftiges Mitverschulden seines Sohnes am 
Zustandekommen des Unfalls eingeräumt. Die Haftpflichtversicherung zahlte unter Berück­
sichtigung einer Mitverschuldensquote von 50 Prozent ein Hinterbliebenengeld in Höhe von 
3.750 Euro. Der Kläger hat die Auffassung vertreten, das Hinterbliebenengeld sei höher  
anzusetzen und die Zahlung von weiteren 8.750 Euro geltend gemacht.

Das entschied die Vorinstanz
Das Landgericht (LG) sah einen Zahlungsanspruch von lediglich weiteren 750 Euro, mithin ein 
Hinterbliebenengeld in Höhe von insgesamt 4.500 Euro (50 Prozent von 9.000 Euro). Hierbei 
orientierte es sich daran, dass der Gesetzgeber in seiner Kostenschätzung von einer durch­
schnittlichen Entschädigung in Höhe von 10.000 Euro ausgegangen sei und bemaß den konkre­
ten Betrag ähnlich einem Schmerzensgeld.

Das entschied das Oberlandesgericht
Das OLG Koblenz hat diesen Berechnungsansatz bestätigt und eine Berufung des Klägers daher 
für nicht erfolgversprechend eingeschätzt. Seine Begründung: Was der Verlust eines Menschen 
für seine Hinterbliebenen bedeutet, kann nicht in Geld bemessen werden. Das Hinterbliebenen­
geld ist daher auch kein Ausgleich für den Verlust eines Lebens. Es ist vielmehr eine Entschä­
digung für die Trauer und das seelische Leid, die durch den Verlust eines besonders nahe­
stehenden Menschen ausgelöst werden.

10.000 Euro als Richtschnur
Für die Höhe des Hinterbliebenengeldes ist weder eine feste Ober- noch eine feste Untergrenze 
vorgegeben. Eine Orientierungshilfe bietet jedoch die im Gesetzgebungsverfahren vorgenom­
mene Kostenschätzung, bei der ein durchschnittlicher Entschädigungsbetrag von 10.000 Euro 
zugrunde gelegt wurde. Ausgehend hiervon wird die konkrete Höhe des Hinterbliebenengeldes 
im Einzelfall nach denselben Grundsätzen bestimmt, die bei der Bemessung eines  
Schmerzensgeldes, das wegen des Todes eines nahen Angehörigen zu zahlen ist, gelten.

Schmerzensgeld geht vor
Es ist aber zu berücksichtigen, dass das Hinterbliebenengeld gegenüber einem Anspruch auf 
Schmerzensgeld nachrangig ist und die Fälle abdeckt, in denen die Trauer und das seelische 
Leid bei dem Hinterbliebenen nicht zu einer gesundheitlichen Beeinträchtigung – wie sie  
Voraussetzung für die Geltendmachung eines Schmerzensgeldes ist – geführt haben. Das  
Hinterbliebenengeld wird daher im Regelfall nicht die Höhe eines Schmerzensgeldes  
erreichen.

QUELLE  |  OLG Koblenz, Beschluss vom 31.8.2020, 12 U 870/20; PM vom 13.1.2021


